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Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Arnold Vaatz, Werner Kuhn (Zingst),
Dirk Fischer (Hamburg), weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 15/5059 –

Wissenschaftliche Expertise für den Aufbau Ost

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Der Aufbau Ost kommt voran – bedarf aber noch besonderer Aufmerksamkeit
und Unterstützung. Trotz unbestreitbarer Erfolge ist die wirtschaftliche Lage in
Ostdeutschland nach wie vor unbefriedigend. Dabei ist Ostdeutschland trotz
der bestehenden Probleme eine Region mit Zukunftschancen: Hoffnung macht
vor allem, dass die Industrie beim Absatz auf den westdeutschen und ausländi-
schen Märkten expandiert. Auch der industrielle Mittelstand hat Fuß gefasst.
Gleichwohl gibt es neben strukturellen Defiziten, wie dem vergleichsweise ge-
ringen Anteil technologieintensiver Branchen, noch immer Defizite in der In-
frastruktur. Auf einen Zeitpunkt, wann die neuen Bundesländer zu den alten
aufgeschlossen haben werden, wollten sich die Experten im letzten Fort-
schrittsbericht der Forschungsinstitute nicht festlegen.

Ein gravierendes Problem für die weitere Entwicklung der neuen Länder ist die
Abwanderung von Fachkräften, besonders Jugendlichen. Dieser Trend hat sich
in jüngerer Zeit weiter beschleunigt. Rund 600 000 Ostdeutsche pendeln in den
Westen, umgekehrt sind es nur 200 000. Problematisch ist die stark rückläufige
Zahl Jugendlicher im Osten, wodurch eine Überalterung droht.

Dennoch ist die Situation weder hoffnungslos, noch gibt sie Anlass zu Pessi-
mismus oder gar Resignation.

Um den Aufholprozess zu beschleunigen, ist nach Meinung der Experten ein
langfristiges Konzept notwendig. So kann mit Subventionen allein zwar vieles
angeschoben, nicht aber jede Strukturschwäche korrigiert werden. Deshalb ist
ein Umsteuern der Bundesregierung beim Aufbau Ost notwendig. Wege und
Instrumente des Aufholprozesses müssen regelmäßig evaluiert werden, nur so
kann gegebenenfalls nachgesteuert und der Aufholprozess verstetigt werden.

Ziel aller Überlegungen muss das Entstehen einer sich selbsttragenden Wirt-
schaft in Ostdeutschland sein. Oberstes Ziel ist, Ostdeutschland für Investoren
attraktiver zu machen. Das geht nicht ohne wissenschaftliche Expertise.
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1. Trifft es zu, dass die Bundesregierung keinen weiteren Fortschrittsbericht
der wissenschaftlichen Forschungsinstitute über die wirtschaftliche Ent-
wicklung in Ostdeutschland in Auftrag gegeben hat?

2. Wenn ja, warum hat die Bundesregierung darauf verzichtet?

3. Trifft es zu, dass der für den Aufbau Ost zuständige Bundesminister für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen, Dr. Manfred Stolpe, gegen die Ausschrei-
bung eines weiteren Forschungsberichts zum Aufbau Ost interveniert hat?

4. Warum will die Bundesregierung auf den Sachverstand der Forschungsins-
titute verzichten, die den weiteren Fortgang beim Aufbau Ost begleiten?

Der Beauftragte für die neuen Länder hat sich stets aktiv für die Fortsetzung der
Berichterstattung durch die Forschungsinstitute im Rahmen seines Programms
„Forschungen, Untersuchungen und Ähnliches zum Aufbau Ost“ eingesetzt.
Die Bundesregierung prüft derzeit, mit welcher thematischer Schwerpunktset-
zung und welchem Informationsinteresse eine Ausschreibung für einen weite-
ren Fortschrittsbericht erfolgen kann. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der
wissenschaftliche Informationsstand über den Aufbau Ost durch die breit ange-
legte Schwerpunktuntersuchung des Sachverständigenrates zur Begutachtung
der wirtschaftlichen Entwicklung (SVR) in seinem Gutachten vom November
2004 aktuell und umfassend ist. Darin wird der wirtschaftliche Entwicklungs-
prozess der neuen Länder seit Anfang der 90er Jahre bis heute im Detail
beschrieben; das Gutachten enthält darüber hinaus eine Reihe von Schlussfol-
gerungen sowie Empfehlungen für die Politik. Vor einer neuen Ausschreibung
eines wissenschaftlichen Fortschrittsberichts, der das Thema Aufbau Ost eben-
falls sehr umfassend zum Gegenstand hat, sind daher Themenstellung und
Informationsbedarf genau zu prüfen, um Doppelforschungen und Überschnei-
dungen im Forschungsbereich zu vermeiden.
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die Forschungsinstitute erst vor gut
einem Jahr (im Herbst 2003) den letzten Fortschrittsbericht mit einem breit
angelegten allgemeinen Empfehlungsteil vorgelegt haben. Es wurde darin u. a.
eine Verbesserung der Wirksamkeit der Investitions- und Innovationsförderung,
der Umbau der Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik und eine stärkere
Berücksichtigung der regionalen Entwicklungsunterschiede vorgeschlagen. Die
Bundesregierung hat diese Vorschläge zügig ausgewertet und in ihr politisches
Handeln aufgenommen, z. B. beim Vorschlag einer verstärkten Schwerpunkt-
setzung der Förderpolitiken von Bund und Ländern sowie durch entschlossene
Reformen der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik im Rahmen der Agenda 2010. In
einem neuen Fortschrittsbericht sollten daher insbesondere auch Wirksamkeit
und Ergebnisse dieser Politik untersucht werden.

5. Welche Bedeutung hatten die Analysen der Forschungsinstitute in den ver-
gangenen Jahren für die Bewertung der Transformationsprozesse und die
Ausrichtung der Förderpolitik in den neuen Ländern?

Die Analysen der Forschungsinstitute hatten und haben für die Bundesregie-
rung hohen Stellenwert. Die Bundesregierung hat sich daher häufig eng an den
Analysen und Forschungsergebnissen der Institute orientiert, so z. B. bei den
Verhandlungen zum Solidarpakt II hinsichtlich der Berechnung von Umfang
und der Bewältigung der verbliebenen Infrastrukturlücke, der besonderen För-
derung des Verarbeitenden Gewerbes oder hinsichtlich der Empfehlungen zur
Weiterentwicklung der Arbeitsmarktpolitik und der Berufsausbildung.
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6. Hält die Bundesregierung den Informationsstand über Fortschritte beim
Aufbau Ost für ausreichend?

7. Hält die Bundesregierung sporadische Veröffentlichungen von For-
schungsergebnissen über den Aufbau Ost für ausreichend?

Der Aufbau Ost ist eine umfassende Gestaltungsaufgabe, die Sachkenntnis auf
verschiedenen Politikfeldern erfordert und entsprechend den veränderten struk-
turellen Rahmenbedingungen fortentwickelt werden muss. Aus diesem Grunde
werden regelmäßig wissenschaftliche Untersuchungen in Auftrag gegeben.
Auch in Zukunft werden Ausschreibungen für gemeinschaftliche Berichte an
führende Forschungsinstitute erfolgen.

8. Auf der Grundlage welcher Analysen will die Bundesregierung künftig
die Förderpolitik für die neuen Länder ausrichten?

9. Hält die Bundesregierung den Sachverstand der Institute, die sich gegen-
wärtig noch mit Fragen des Aufbaus Ost beschäftigen, künftig für ver-
zichtbar?

Wie bereits in der Antwort auf die Fragen 1 bis 4 dargelegt, orientiert sich die
Bundesregierung an den Forschungsergebnissen und Empfehlungen der letzten
beiden Fortschrittsberichte und des Sachverständigenratsgutachten (SVR). Die
Bundesregierung hält auch künftig den Sachverstand der Forschungsinstitute
für unverzichtbar. Hinsichtlich der weiteren Anpassungserfordernisse für die
Struktur- und Förderpolitik von Bund und Ländern und nach Prüfung des kon-
kreten Forschungsbedarfs könnte bereits im Verlauf dieses Jahres bzw. Anfang
nächsten Jahres eine weitere Ausschreibung für ein umfassendes Gemeinschafts-
gutachten zum Aufbau Ost durchgeführt werden.

10. Welche Forschungsprojekte wurden im Rahmen des Programms „For-
schungen, Untersuchungen und Ähnliches zum Aufbau Ost“ bereits ver-
geben?

11. Welche Forschungsinstitute wurden jeweils damit beauftragt?

12. In welcher Form wurden die Ergebnisse veröffentlicht?

Der im Haushaltsjahr 2003 neu eingerichtete Titel „Forschung, Untersuchungen
und Ähnliches zum Aufbau Ost“ dient der Forschung zu raumordnerischen Fra-
gen der Entwicklung der ostdeutschen Länder. Er wird dazu genutzt, Forschungs-
projekte und Modellvorhaben für die Raumentwicklung in Ostdeutschland voran-
zutreiben. Er stellt insofern eine notwendige Ergänzung der Forschungs- und
Modellvorhaben für die Raumentwicklung in Deutschland insgesamt dar und ist
somit neben dem Aktionsprogramm „Modellvorhaben der Raumordnung“ ein
wichtiges Instrument der raumordnerischen Ressortforschung des Bundesminis-
teriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW).
Der Aufbau Ost ist ein sehr komplexer Prozess mit differenzierten Problemlagen,
daher werden Aufträge zu konkreten Fragestellungen vergeben. In den Jahren
2003 und 2004 sind insgesamt 48 Forschungsprojekte zu verschiedenen The-
menbereichen vergeben worden. Das sind: Wirtschaft und Arbeit (8 Projekte),
Finanzen, Politik und Verwaltung (4 Projekte), soziale Entwicklung (5 Projekte),
räumliche Entwicklung (24 Projekte), Bildung, Forschung und berufliche Quali-
fikationsanforderungen (1 Projekt), und sonstige Einzelprojekte (6 Projekte). Die
Forschungsprojekte erfassen neben der Erstellung von Gutachten und Expertisen
auch die Durchführung von Veranstaltungen und Ausstellungen.
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Aufgrund des ausdifferenzierten Forschungsfelds wird zur Bearbeitung der ein-
zelnen Projekte auf ein breites Spektrum wissenschaftlicher Institutionen zu-
rückgegriffen. Beispielhaft seien genannt: Institut für Wirtschaftsforschung
Halle, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Prognos AG Berlin, Institut
für Stadtforschung und Strukturpolitik GmbH Berlin und die Universitäten
Potsdam, Jena, Rostock, Dortmund. Bei allen Forschungsprojekten ist in der
Regel eine Veröffentlichung im Internet oder in den Printmedien vorgesehen
oder bereits erfolgt.
Die Tabelle in Anlage 1 enthält eine Auflistung der in den Jahren 2003 und
2004 vergebenen Forschungsprojekte.

13. Welche Forschungsprojekte zum Aufbau Ost sollen im Jahr 2005 verge-
ben werden?

Im Jahr 2005 ist die Vergabe von insgesamt 26 Forschungsprojekten in den
Schwerpunktbereichen Wirtschaft und Arbeit, Bildung, Forschung und beruf-
liche Qualifikationsanforderungen und räumliche Entwicklung vorgesehen,
darunter z. B. die Förderung von Schwerpunkten und Potenzialen, verschiedene
Projekte zur Beschäftigungsentwicklung vor dem Hintergrund der demografi-
schen Entwicklung sowie Projekte zu raumordnerischen Aspekten der Grenz-
region zu Polen und Tschechien.
Eine Auflistung der geplanten Forschungsprojekte enthält die Tabelle in Anlage 2.

14. Welche jüngeren Forschungsergebnisse wurden bereits in Maßnahmen der
Bundesregierung zur Beschleunigung des Aufbauprozesses in den neuen
Ländern umgesetzt, bzw. sollen noch umgesetzt werden?

Stellvertretend für viele andere sei hier auf die umfangreiche Darstellung der
regionalen, innovativen und Branchenschwerpunkte verwiesen, die Ende letz-
ten Jahres vom Institut für Wirtschaftsforschung in Halle (IWH) unter dem
Titel „Innovative Kompetenzfelder, Produktionsnetzwerke und Branchen-
schwerpunkte der ostdeutschen Wirtschaft“ veröffentlicht wurde. Dieses Pro-
jekt bildet eine wichtige Grundlage für die Gespräche mit den neuen Ländern
über eine verstärkte Schwerpunktsetzung in der Förderpolitik. Das Land Bran-
denburg hat Anfang März die Neuausrichtung der Wirtschaftsförderung auf
Branchen und Branchenschwerpunktorte bekannt gegeben.
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